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§ 74 Einstellung der Vollstreckung

§ 74
Einstellung der Vollstreckung und Aufhebung von

Vollstreckungsmaßnahmen

(1) Die Vollstreckung ist, abgesehen von den Fällen des § 14 Abs. 1, einzu-

stellen, sobald der Vollstreckungsschuldner gegen den Anspruch als solchen

bei der Vollstreckungsbehörde schriftlich oder zu Protokoll Widerspruch er-

hebt. Der Vollstreckungsschuldner ist über dieses Recht zu belehren. Der

Gläubiger ist von dem Widerspruch unverzüglich zu benachrichtigen.

(2) Weist der Gläubiger nicht binnen eines Monats nach, dass er wegen sei-

ner Ansprüche Zivilklage eingereicht oder den Erlass eines Mahnbescheids

beantragt hat, so sind die bereits getroffenen Vollstreckungsmaßnahmen

aufzuheben. Die Frist beginnt mit der Erhebung des Widerspruchs (Abs. 1).

(3) Im Falle des Abs.es 1 kann die Vollstreckung nur nach Maßgabe der Zivil-

prozessordnung fortgesetzt werden.

Erläuterungen

Die Ermächtigung im Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz zur Vollstre-

ckung privatrechtlicher Forderung dient zur Vereinfachung des Verfahrens und

der Kostenersparnis. Zur Einleitung der Vollstreckung genügen die Vorausset-

zungen des § 22 und die Zahlungsaufforderung.

Mit dieser Regelung wird aber ein wesentliches Recht im Vergleich zur Vollstre-

ckung nach der ZPO unterbunden: Die ZPO regelt, dass vor Erlass eines voll-

streckbaren Titels dem Vollstreckungsschuldner rechtliches Gehör zu gewähren

ist.

Um dieses Recht auch im Verwaltungszwangsverfahren geltend zu machen, er-

laubt die Vorschrift dem Vollstreckungsschuldner den Widerspruch gegen den

Anspruch als solchen. Der Widerspruch nach § 74 ist vom Rechtsbehelf nach

der VwGO abzugrenzen und hat mit diesem nichts gemein. Mit dem hier ge-

nannten Widerspruch kann der Vollstreckungsschuldner die Rechtmäßigkeit

des Anspruchs infrage stellen, nicht jedoch die Rechtmäßigkeit der Vollstre-

ckung, diese ist nach § 16 zu verfolgen.

Der Vollstreckungsschuldner ist über sein Widerspruchsrecht zu belehren. Die

Belehrung kann sowohl bei der Androhung der Vollstreckung an den Schuldner

als auch bei jeder an ihn gerichteten Vollstreckungsmaßnahme erfolgen. Der

Widerspruch ist bei der Vollstreckungsbehörde schriftlich oder zu Protokoll zu

erheben. Dieses Recht kann er zu jedem Zeitpunkt ausüben, also auch noch zu

dem Zeitpunkt, wenn bereits Vollstreckungsmaßnahmen eingeleitet wurden.

Der Vollstreckungsgläubiger ist sofort über den Widerspruch zu informieren.
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§ 74 Einstellung der Vollstreckung

Wird der Widerspruch vor Einleitung der Vollstreckung eingelegt, so wird das

Vollstreckungsverfahren eingestellt, es darf keine Vollstreckungsmaßnahme

mehr eingeleitet werden. Wurde bereits gepfändet, so bleibt die Pfändung be-

stehen, es darf aber keine Verwertung mehr stattfinden.182

Mit dem eingelegten Widerspruch durch den Vollstreckungsschuldner hat der

Vollstreckungsgläubiger seinen Anspruch auf dem Zivilrechtsweg zu verfolgen.

Hierfür kann er Klage beim zuständigen Gericht einreichen bzw. den Erlass ei-

nes Mahnbescheids im automatisierten Verfahren beantragen. Damit wird dem

Vollstreckungsschuldner auch wieder die Möglichkeit des rechtlichen Gehörs

gegeben.

Nach Abs. 2 ist der Vollstreckungsgläubiger binnen eines Monats nach Wider-

spruch gem. Abs. 1 gehalten, den ordentlichen Rechtsweg zur Durchsetzung

seines Anspruchs zu beschreiten. Die Vollstreckungsbehörde sollte den Gläubi-

ger auf diese Frist ausdrücklich hinweisen. Wird der Gläubiger innerhalb eines

Monats in entsprechender Weise tätig, so bleiben bereits vorgenommene Pfän-

dungen bestehen; wird der Gläubiger aber nicht innerhalb dieser Frist tätig, so

sind die getroffenen Vollstreckungsmaßnahmen aufzuheben. Der Nachweis

über die fristgemäße Rechtsverfolgung ist nach § 12 LVwVGDVO durch ein Do-

kument der Geschäftsstelle des Gerichts über den Eingang der Klageschrift oder

Antrag eines Mahnbescheids nachzuweisen. Wird dieser Nachweis nicht recht-

zeitig erbracht, genügt zunächst hilfsweise der Nachweis des Gläubigers, dass

der Antrag rechtzeitig drei Tage vor Ablauf der gesetzlichen Frist verschickt wor-

den ist; der Nachweis kann dann zu einem späteren Termin nachgereicht wer-

den.

Nach Abs. 3 kann die Vollstreckung ausschließlich nach Maßgabe der ZPO

fortgesetzt werden, d. h., das verwaltungsrechtliche Vollstreckungsverfahren ist

beendet. Erwirkt der Vollstreckungsgläubiger auf dem Zivilrechtsweg nun einen

vollstreckbaren Titel, so werden weitere Vollstreckungsmaßnahmen durch das

Vollstreckungsgericht bzw. den Gerichtsvollzieher fortgeführt. Diese können

auf bereits durch die Vollstreckungsbehörde erwirkte Pfändungspfandrechte

zugunsten des Gläubigers zugreifen und diese verwerten. Der erwirkte Rang für

den Gläubiger bleibt also bestehen.

Die Möglichkeit der Beitreibung auf öffentlich-rechtlichem Weg lässt den Cha-

rakter der privatrechtlichen Forderung unberührt, mithin muss die Vollstre-

ckungsbehörde dafür Sorge tragen, dass die dreijährige Regelverjährung nach

dem BGB beachtet und der Anspruch innerhalb dieser Zeit realisiert wird. Hier-

für sind geeignete Maßnahmen wie z. B. Sach- oder Forderungspfändungsver-

suche zu ergreifen. Anders als nach den Vorschriften der Abgabenordnung

182 OVG RLP, Urteil vom 15. Juli 2009 – 2 B 10505/09.OVG.
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§ 74 Einstellung der Vollstreckung

stellt die Bekanntgabe einer Zahlungsaufforderung keinen Unterbrechungstat-

bestand dar.

Den Vollstreckungsbehörden wird empfohlen, zeitnah nach der Fälligkeit einer

privatrechtlichen Forderung Vollstreckungsmaßnahmen einzuleiten, damit ggf.

ausreichend Zeit verbleibt, um das gerichtliche Mahn- und Vollstreckungsver-

fahren zu betreiben.
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§ 75

Dritter Teil
Sicherungsverfahren und Verwertung von Sicherheiten

I. Abschnitt
Gemeinsame Vorschriften

§ 75

(1) Das Sicherungsverfahren und die Verwertung von Sicherheiten sind nur

zulässig, soweit es sich um Ansprüche handelt, die durch Verwaltungsakt

festgesetzt und nach den Vorschriften des ersten Teiles vollstreckt werden

können.

(2) Auf das Verfahren sind die Vorschriften des ersten Teiles sinngemäß an-

zuwenden, soweit sich nicht aus den folgenden Abschnitten etwas anderes

ergibt.

Erläuterungen

Mit der Ermächtigung des §§ 75 ff. sollen Forderungen, die an sich noch nicht

alle Vollstreckbarkeitsvoraussetzungen erfüllen, gesichert werden. Zulässig ist

dies nur für solche Forderungen, die nach dem ersten Teil vollstreckt werden

dürfen, also Geldforderungen, die mit Verwaltungsakt festgesetzt werden.

Nicht zulässig ist die Sicherung für privatrechtliche Ansprüche und öffentlich-

rechtliche Forderungen aufgrund von Urkunden, Verzeichnissen, Tabellen und

Verträgen. Grundsätzlich finden die Vorschriften des ersten Teils auch hierfür

Anwendung, die Besonderheiten ergeben sich aus den §§ 76 bis 82.
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§ 77 Dinglicher Arrest

II. Abschnitt
Sicherungsverfahren

§ 76
Arrest im Allgemeinen

(1) Der Arrest findet zur Sicherung der Vollstreckung wegen Geldforderun-

gen statt.

(2) Die Zulässigkeit des Arrestes wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass

die Forderung noch nicht zahlenmäßig feststeht oder betagt oder bedingt

ist, es sei denn, dass der bedingte Anspruch wegen der entfernten Möglich-

keit des Eintritts der Bedingung einen gegenwärtigen Vermögenswert nicht

hat.

Erläuterungen

§ 76 bestimmt, dass ein Arrest nur für die Sicherung von Geldforderungen zu-

lässig ist und kommt nur dann in Betracht, wenn die Vollstreckungsvorausset-

zungen noch nicht vorliegen sowie in den Fällen, wenn die Höhe der Forde-

rung noch nicht feststeht, der Anspruch noch nicht fällig ist oder Bedingungen,

die zum Entstehen der Forderung führen noch nicht erfüllt sind.

§ 77
Dinglicher Arrest

Die Vollstreckungsbehörde ordnet den Arrest in das bewegliche oder unbe-

wegliche Vermögen des Schuldners schriftlich an, wenn zu besorgen ist,

dass sonst die Vollstreckung vereitelt oder wesentlich erschwert wird. Sie

vollzieht ihn in entsprechender Anwendung der §§ 930 bis 932 der Zivilpro-

zessordnung und der §§ 19 bis 60.

Erläuterungen

Der dingliche Arrest kommt sowohl für bewegliches Vermögen (Sachen und

Forderungen) als auch für unbewegliches Vermögen infrage. Er dient aus-

schließlich der Sicherung der Zwangsvollstreckung, nicht jedoch der Befriedi-

gung des Gläubigers.183 Er soll verhindern, dass der Schuldner einen bestehen-

183 BGH, Urteil vom 9. Juli 2014 – VII ZB 9/13.
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§ 77 Dinglicher Arrest

den Zustand verändert, um die zukünftige Zwangsvollstreckung zu gefähr-

den.184

Zunächst hat die Vollstreckungsbehörde die Arrestanordnung zu erlassen.

Diese muss den Schuldner, den Arrestanspruch (also die ungefähre Höhe der

Forderung), den Arrestgrund, die Summe, bis zu deren Höhe der Arrest vollzo-

gen wird (Arrestanordnung) sowie die Lösungssumme nach § 79 zu bestimmen.

Hinsichtlich des Arrestgrundes beschreibt die Vorschrift nur allgemein, dass ein

solcher vorliegt, wenn zu besorgen ist, dass sonst die Vollstreckung vereitelt

oder wesentlich erschwert wird. Beispielhaft kommen wohl insbesondere die

Vollstreckung im Ausland, die Vermögensverschiebung ins Ausland, die Be-

sorgnis der Vermögensverschleuderung oder eine bekannte einseitige Gläubi-

gerbegünstigung in Betracht. Demgegenüber vermag die allgemein schlechte

Vermögenslage des Schuldners ebenso wie die bloße Möglichkeit, dass der

Schuldner sein Vermögen beiseiteschaffen könnte, für sich genommen keinen

Arrest zu rechtfertigen. Ebenso genügt auch der Verdacht der steuerlichen Un-

zuverlässigkeit für sich allein nicht zur Begründung einer Arrestanordnung.185

Die Arrestanordnung ist dem Schuldner förmlich zuzustellen.

Nach der Arrestanordnung hat die Vollstreckungsbehörde die Arrestvollzie-

hung zu bewirken. Hierbei ist zu unterscheiden, ob es sich um eine Sache, eine

Forderung oder um unbewegliches Vermögen handelt. Die §§ 930 bis 932 ZPO

sowie §§ 19 bis 60 LVwVG sind zu beachten.

Die Arrestvollziehung erfolgt bei beweglichen Sachen durch Pfändung durch

den Vollstreckungsbeamten, Forderungen werden durch die Vollstreckungsbe-

hörde gepfändet. In beiden Fällen darf keine Verwertung bzw. Überweisung er-

folgen.186 Gepfändetes Geld ist zu hinterlegen.

Bei Sachen wäre die Verwertung ausnahmsweise dann zulässig, wenn es sich

dabei um leicht verderbliche Güter handelt bzw. die Aufbewahrung unverhält-

nismäßig hohe Kosten verursachen würde. In diesen Fällen wäre eine Verwer-

tung möglich, der Erlös tritt an die Stelle der Sache. Das Surrogat wäre zu hin-

terlegen.

Die Arrestvollziehung bei unbeweglichem Vermögen geschieht nach § 932

ZPO durch Eintragung einer Arresthypothek im Grundbuch. Dabei ist die Lö-

sungssumme als Höchstbetrag für die einzutragende Hypothek anzugeben.

Streitig in der Literatur ist, binnen welcher Frist die Arrestvollziehung zu bewir-

ken ist. Das LVwVG sieht im Gegensatz zur gleichlautenden Vorschrift der ZPO

nicht ausdrücklich eine Frist vor. Demgegenüber regelt § 929 Abs. 2 ZPO, wel-

184 BFH, Beschluss vom 6. Februar 2013 – XI B 125/12.
185 BFH, Urteil vom 17. Oktober 2018 – XI R 35/16.
186 Ebd.
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§ 78 Persönlicher Arrest

cher in § 77 LVwVG nicht für anwendbar erklärt wurde, dass die Arrestvollzie-

hung binnen eines Monats erfolgen muss.

Eine Meinung geht davon aus, dass viele Verwaltungsvollstreckungsgesetze der

Länder, so auch Rheinland-Pfalz, diese Regelung nicht enthalten und damit

keine Frist gilt. Diese Meinung vermag jedoch nicht zu überzeugen. Vielmehr

sollte die andere Meinung Beachtung finden, wonach die Monatsfrist des § 929

Abs. 2 ZPO analog zur Arrestvollziehung heranzuziehen ist, denn letztendlich

ist es ja Sinn und Zweck eines Arrestverfahrens, eine schnelle Handhabe gegen

den Schuldner zu erreichen und durchzusetzen. Ein längerer Zeitraum würde

den Sinn dieser Norm infrage stellen.187

§ 78
Persönlicher Arrest

(1) Der persönliche Arrest ist nur zulässig, wenn er erforderlich ist, um die

gefährdete Vollstreckung in das Vermögen des Schuldners zu sichern. Die

schriftliche Anordnung erfolgt durch die Vollstreckungsbehörde und tritt

außer Kraft, wenn sie nicht binnen einer Woche von der Aufsichtsbehörde

schriftlich bestätigt wird.

(2) Das Amtsgericht, in dessen Bezirk der Schuldner seinen Wohnsitz oder

Aufenthalt hat, vollzieht auf Ersuchen der Vollstreckungsbehörde den per-

sönlichen Arrest nach § 933 der Zivilprozessordnung und bestimmt die Be-

schränkungen der persönlichen Freiheit. Über die Zulässigkeit des Arrestes

hat das Amtsgericht nicht zu entscheiden.

Erläuterungen

Der persönliche Arrest greift am tiefsten in verbriefte Grundrechte ein, nämlich

durch Entzug der Freiheit. Anders als in der ZPO hat das LVwVG keine Rege-

lung darüber getroffen, dass ein persönlicher Arrest nur subsidiär zulässig ist.

Unter Berücksichtigung allgemeiner Verfahrensgrundsätze muss man aber

trotzdem zum Ergebnis kommen, dass er nur dann zur Sicherung angewendet

werden darf, wenn andere Mittel nicht ausreichen. Dies könnte z. B. dann ge-

geben sein, wenn über den Verbleib von Vermögen des Schuldners keine Infor-

mationen vorliegen und zu befürchten ist, dass er dieses verschleudern wird.

Über den persönlichen Arrest hat die Vollstreckungsbehörde eine Arrestanord-

nung zu verfügen. Die zuständige Aufsichtsbehörde hat die Anordnung binnen

einer Ausschlussfrist von einer Woche zu genehmigen, andernfalls tritt sie au-

ßer Kraft.

187 Glotzbach, HessVwVG, § 60.
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§ 80 Veränderte Umstände

Die Arrestvollziehung erfolgt durch das zuständige Amtsgericht nach § 933

ZPO auf Ersuchen der Vollstreckungsbehörde. Das Amtsgericht hat dabei kein

Prüfungsrecht hinsichtlich der Zulässigkeit des Begehrens. Der Haftbefehl wird

durch den Gerichtsvollzieher vollzogen.

§ 79
Lösungssumme

Die Arrestanordnung hat einen Geldbetrag zu bestimmen, durch dessen

Hinterlegung der Schuldner die Vollziehung des Arrestes abwenden und die

Aufhebung des vollzogenen Arrestes erreichen kann.

Erläuterungen

Die Vollstreckungsbehörde hat in der Arrestanordnung die Lösungssumme zu

bestimmen. Die Summe hat den voraussichtlichen Forderungsbetrag und die

ungefähren Kosten des Verfahrens abzudecken.

Wenn der Vollstreckungsschuldner diesen Betrag hinterlegt, unterbleibt die Ar-

restvollziehung. Ist der Arrest bereits vollzogen, so muss die Vollziehung aufge-

hoben werden. Die Arrestanordnung bleibt hiervon zunächst unberührt und ist

vom Vollstreckungsschuldner ggf. isoliert anzufechten.

§ 80
Veränderte Umstände

Der Schuldner kann wegen veränderter Umstände jederzeit die Aufhebung

des Arrestes verlangen; dies gilt insbesondere, wenn sich der Arrestgrund

erledigt hat.

Erläuterungen

§ 80 ermöglicht dem Schuldner die Aufhebung des Arrests wegen veränderter

Umstände.

Insbesondere wird in der Vorschrift ausgeführt, dass sich diese dadurch verän-

dern, dass sich der Arrestgrund erledigt hat. Zu erwähnen wären auch die Fälle,

dass der Schuldner die Lösungssumme nach § 79 hinterlegt oder dass sich der

Arrestanspruch dem Grunde nach erledigt hat.

Die veränderten Umstände können auch nach dem Erlass der Arrestanordnung

bekannt geworden bzw. entstanden sein. Der Vollstreckungsschuldner hat

diese Gründe glaubhaft zu machen.
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§ 81 Entschädigungsanspruch

Die Feststellung eines veränderten Sachverhalts betrifft nicht nur die Arrestvoll-

ziehung, auch die zugrunde liegende Arrestanordnung ist in diesen Fällen auf-

zuheben.

§ 81
Entschädigungsanspruch

(1) Erweist sich die Anordnung des Arrestes als von Anfang an ungerechtfer-

tigt, so kann der Schuldner Entschädigung in Geld für den ihm durch die

Vollziehung des Arrestes oder die Hinterlegung der Lösungssumme entstan-

denen Schaden verlangen.

(2) Zur Entschädigung ist die Körperschaft verpflichtet, der die Vollstre-

ckungsbehörde angehört.

(3) Für den Anspruch auf Entschädigung steht der ordentliche Rechtsweg

offen.

Erläuterungen

Ein Entschädigungsanspruch kann nur dann entstehen, wenn die Anordnung

des Arrests von Anfang an ganz oder teilweise ungerechtfertigt gewesen ist.

Dies ist dann gegeben, wenn die rechtlichen oder tatsächlichen Voraussetzun-

gen im Zeitpunkt des Erlasses nicht vorlagen. Nicht hierunter fallen die Fälle,

bei denen sich Umstände für die Arrestanordnung nachträglich verändert ha-

ben.

Absatz 2 stellt klar, dass die Körperschaft die Entschädigungsleistung leisten

muss, deren Behörde den Arrest ursprünglich angeordnet hat. Zu beachten sind

die Fristen aus § 48 Abs. 3 VwVfG bzw. § 130 Abs. 3 AO.

Kommt eine Einigung über die Entschädigungsleistung zwischen dem Vollstre-

ckungsschuldner und der Behörde nicht zustande, so ist die Forderung in jedem

Fall vor dem zuständigen Zivilgericht geltend zu machen, auch wenn der zu-

grunde liegende Streit aus dem Verwaltungsrecht stammt.
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